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Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder wird das BMF-Schreiben vom 
24. Juli 2013 (BStBl I Seite 1022) wie folgt geändert: 
 
Rz. 21 wird wie folgt gefasst: 
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Seite 2  „Bei Ehegatten oder Lebenspartnern einer Lebenspartnerschaft nach dem Lebenspartner-

schaftsgesetz (BGBl. I 2001 S. 266) - LPartG - (nachfolgend: Lebenspartner), von denen 
nur ein Ehegatte/Lebenspartner unmittelbar zulageberechtigt ist, ist auch der andere Ehegat-
te/Lebenspartner (mittelbar) zulageberechtigt, wenn 
- die Ehegatten/Lebenspartner nicht dauernd getrennt gelebt haben (§ 26 Abs. 1 EStG), 
- beide Ehegatten/Lebenspartner jeweils einen auf ihren Namen lautenden, nach § 5 des 

Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes (AltZertG) zertifizierten Vertrag (Alters-
vorsorgevertrag) abgeschlossen haben oder der unmittelbar zulageberechtigte Ehe-
gatte/Lebenspartner über eine förderbare Versorgung im Sinne des § 82 Abs. 2 EStG bei 
einer Pensionskasse, einem Pensionsfonds oder über eine nach § 82 Abs. 2 EStG förder-
bare Direktversicherung verfügt und der andere Ehegatte/Lebenspartner einen auf seinen 
Namen lautenden, nach § 5 AltZertG zertifizierten Vertrag abgeschlossen hat, 

- sie ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder einem Staat gehabt haben, auf den das Abkommen über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum anwendbar ist, (EU-/EWR-Staat), 

- der nicht unmittelbar zulageberechtigte Ehegatte/Lebenspartner Altersvorsorgebeiträge in 
Höhe von mindestens 60 € auf seinen Altersvorsorgevertrag geleistet hat. Eine anteilige 
Zahlung ist nicht ausreichend; dies gilt auch, wenn dieser Ehegatte/Lebenspartner inner-
halb des Beitragsjahres verstirbt und 

- bei dem Altersvorsorgevertrag, für den die Zulage beansprucht wird, die Auszahlungs-
phase noch nicht begonnen hat. 

Die Voraussetzungen für das Vorliegen einer mittelbaren Zulageberechtigung sind für jedes 
Beitragsjahr gesondert zu prüfen.“ 
 
Rz. 24 wird wie folgt gefasst: 
„Ein mittelbar zulageberechtigter Ehegatte/Lebenspartner verliert im Fall der Auflösung der 
Ehe bzw. der Aufhebung der Lebenspartnerschaft - auch wenn die Ehegatten/Lebenspartner 
nicht bereits während des ganzen Jahres getrennt gelebt haben - bereits für das Jahr der Auflö-
sung der Ehe bzw. der Aufhebung der Lebenspartnerschaft seine Zulageberechtigung, wenn 
der unmittelbar Zulageberechtigte im selben Jahr wieder geheiratet hat bzw. eine neue Leben-
spartnerschaft begründet hat und er und der neue Ehegatte/Lebenspartner nicht dauernd ge-
trennt leben und ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem 
EU-/EWR-Staat, haben.“ 
 
Rz. 26 wird wie folgt gefasst: 
„Altersvorsorgebeiträge im Sinne des § 82 Abs. 1 EStG sind die zugunsten eines auf den Na-
men des Zulageberechtigten lautenden nach § 5 AltZertG zertifizierten Vertrags (Alters-
vorsorgevertrag) bis zum Beginn der Auszahlungsphase geleisteten Beiträge und Tilgungs-
leistungen. Die dem Vertrag gutgeschriebenen oder zur Tilgung eingesetzten Zulagen stellen -
 anders als im AltZertG - keine Altersvorsorgebeiträge dar und sind daher selbst nicht zula-



 
Seite 3  gefähig. Beiträge zugunsten von Verträgen, bei denen mehrere Personen Vertragspartner sind, 

sind nicht begünstigt. Dies gilt auch für Verträge, die von Ehegatten/Lebenspartnern gemein-
sam abgeschlossen werden. Der Notwendigkeit zum Abschluss eigenständiger Verträge steht 
jedoch nicht entgegen, wenn eine dritte Person oder der Ehegatte/Lebenspartner für das im 
Rahmen eines zertifizierten Altersvorsorgevertrags aufgenommene Darlehen mithaftet. Sämt-
liche Beträge, die bei den in § 3 Nr. 55 bis 55c EStG genannten Übertragungsvorgängen über-
tragen werden, sind nach § 82 Abs. 4 Nr. 5 EStG für die Berücksichtigung als Altersvorsor-
gebeiträge ausgeschlossen. Es wird jedoch nicht beanstandet, wenn der Zulageberechtigte 
für die im Jahr der Übertragung an den abgebenden Anbieter gezahlten Beiträge über 
den annehmenden Anbieter eine Zulage beantragt, sofern dem annehmenden Anbieter 
die Höhe der an den abgebenden Anbieter im laufenden Jahr gezahlten Beiträge be-
kannt ist.“ 
 
Rz. 27 wird wie folgt gefasst: 
„Altersvorsorgebeiträge nach § 82 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG sind die zugunsten eines auf den 
Namen des Zulageberechtigten lautenden Altersvorsorgevertrags geleisteten Tilgungen für ein 
Darlehen, das der Zulageberechtigte ausschließlich für eine nach dem 31. Dezember 2007 
vorgenommene wohnungswirtschaftliche Verwendung im Sinne des § 92a Abs. 1 
Satz 1 EStG eingesetzt hat, vgl. hierzu Rz. 241 bis 256. Dies gilt auch, wenn das für eine 
wohnungswirtschaftliche Verwendung im Sinne des § 92a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 
2 EStG aufgenommene Darlehen später auf einen zertifizierten Altersvorsorgevertrag in 
Form eines Darlehensvertrags umgeschuldet wird; auch mehrfache Umschuldungen sind in 
den Fällen der wohnungswirtschaftlichen Verwendung im Sinne des § 92a Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 oder 2 EStG möglich. Es kommt nicht darauf an, ob das abgelöste Darlehen im Rah-
men eines zertifizierten Altersvorsorgevertrags gewährt worden ist und ob der Zulageberech-
tigte alleiniger oder gemeinschaftlicher Darlehensnehmer des abgelösten Darlehens war. Die 
für die Tilgungsleistungen gezahlten Zulagen sind unmittelbar für die Tilgung des jeweiligen 
Darlehens zu verwenden. Bei Beiträgen zugunsten mehrerer Altersvorsorgeverträge vgl. 
Rz. 114, 115. Der Zulageberechtigte muss die vertragsgemäße Verwendung des Darlehens 
gegenüber seinem Anbieter nachweisen. Der Anbieter hat solange ganz oder teilweise von 
nicht ordnungsgemäß verwendeten Darlehensbeträgen auszugehen, bis die ordnungsgemäße 
Verwendung nachgewiesen ist.“ 
 
Rz. 31 wird wie folgt gefasst: 
„Die während der Nichtnutzung aufgrund des beruflichen Umzugs geleisteten Tilgungsbe-
träge sind ab dem Jahr nach Aufgabe der Selbstnutzung bis zur Wiederaufnahme der 
Selbstnutzung keine Altersvorsorgebeiträge und damit nicht nach § 10a/Abschnitt XI EStG 
begünstigt, auch wenn die weiteren steuerlichen Folgen (Besteuerung des Wohnförderkontos 
bzw. schädliche Verwendung i. S. d. § 93 EStG) wegen der Regelung des § 92a Abs. 4 EStG 
nicht eintreten. Nach § 82 Abs. 1 Satz 5 EStG werden Tilgungsleistungen nur berücksichtigt, 



 
Seite 4  wenn das zugrunde liegende Darlehen für eine nach dem 31. Dezember 2007 vorgenommene 

wohnungswirtschaftliche Verwendung i. S. d. § 92a Abs. 1 Satz 1 EStG eingesetzt wurde. 
Eine wohnungswirtschaftliche Verwendung i. S. d. § 92a EStG liegt in der Zeit der berufsbe-
dingten Nichtnutzung nicht vor, da die Wohnung in dieser Zeit weder die Hauptwohnung 
noch den Mittelpunkt der Lebensinteressen des Zulageberechtigten darstellt. Die ZfA hat den 
Anbieter über eine Bescheiderteilung nach § 92a Abs. 4 Satz 3 EStG, eine Wiederaufnahme 
der Selbstnutzung nach einem beruflichen Umzug sowie den Wegfall der Voraussetzungen 
nach § 92a Abs. 4 EStG zu informieren.“ 
 
Rz. 70 wird wie folgt gefasst: 
„Die Besoldung und die Amtsbezüge ergeben sich aus den Bezüge-/Besoldungsmitteilungen 
bzw. den Mitteilungen über die Amtsbezüge der die Besoldung bzw. die Amtsbezüge anord-
nenden Stelle. Für die Bestimmung der maßgeblichen Besoldung ist auf die in dem betreffen-
den Kalenderjahr zugeflossene Besoldung/zugeflossenen Amtsbezüge entsprechend der Be-
soldungsmitteilung/Mitteilung über die Amtsbezüge abzustellen.“ 
 
Rz. 71 wird wie folgt gefasst: 
„Für die Mindesteigenbeitragsberechnung sind sämtliche Bestandteile der Besoldung oder 
Amtsbezüge außer der Auslandsbesoldung nach § 52 ff. BBesG oder entsprechenden Vor-
schriften der Länder zu berücksichtigen. Dabei ist es unerheblich, ob die Bestandteile 
- beitragspflichtig wären, wenn die Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen Rentenver-

sicherung nicht bestünde, 
- steuerfrei oder 
- ruhegehaltfähig sind. 
Besoldungsbestandteile sind u. a. das Grundgehalt, Leistungsbezüge an Hochschulen, der 
Familienzuschlag, Zulagen und Vergütungen, ferner Anwärterbezüge, vermögenswirksame 
Leistungen, jährliche Sonderzahlungen (Sonderzuwendung, Urlaubsgeld), der Altersteil-
zeitzuschlag und die Sachbezüge. Nicht zur Besoldung im Sinne der Vorschriften über den 
Mindesteigenbetrag gehören Fürsorgeleistungen (z. B. Beihilfe, Zuschuss zur privaten 
Krankenversicherung bei Elternzeit), die zwar zum Teil zusammen mit der Besoldung ausge-
zahlt werden, aber auf gesetzliche Regelungen mit anderer Zielsetzung beruhen.“ 
 
Rz. 85 wird wie folgt gefasst: 
„Erbringt der unmittelbar Begünstigte in einem Beitragsjahr nicht den erforderlichen Minde-
steigenbeitrag, ist die für dieses Beitragsjahr zustehende Altersvorsorgezulage (Grundzulage 
und Kinderzulage) nach dem Verhältnis der geleisteten Altersvorsorgebeiträge zum erforder-
lichen Mindesteigenbeitrag zu kürzen. Für den mittelbar zulageberechtigten Ehegatten/-
Lebenspartner gilt dieser Kürzungsmaßstab auch für seinen Zulageanspruch (§ 86 Abs. 2 
Satz 1 EStG); der vom mittelbar zulageberechtigten Ehegatten/Lebenspartner zu leistende 



 
Seite 5  Mindestbeitrag wird nicht als Altersvorsorgebeitrag des unmittelbar berechtigten Ehegat-

ten/Lebenspartners berücksichtigt.“ 
 
Rz. 89 wird wie folgt gefasst: 
„Die Höhe der vom Steuerpflichtigen geleisteten Altersvorsorgebeiträge ist durch einen ent-
sprechenden Datensatz des Anbieters nachzuweisen. Dies gilt nicht für nachgezahlte Beiträge 
nach § 52 Abs. 63b EStG (vgl. Rz. 88). Hierzu hat der Steuerpflichtige gegenüber dem Anbie-
ter schriftlich darin einzuwilligen, dass dieser die im jeweiligen Beitragsjahr zu berücksichti-
genden Altersvorsorgebeiträge unter Angabe der steuerlichen Identifikationsnummer 
(§ 139b AO) an die ZfA übermittelt. Die Einwilligung muss dem Anbieter spätestens bis zum 
Ablauf des zweiten Kalenderjahres, das auf das Beitragsjahr folgt, vorliegen. Die Einwilli-
gung gilt auch für folgende Beitragsjahre, wenn der Steuerpflichtige sie nicht gegenüber sei-
nem Anbieter schriftlich widerruft. Sind beide Ehegatten/Lebenspartner unmittelbar zulage-
berechtigt oder ist ein Ehegatte/Lebenspartner unmittelbar zulageberechtigt und ein Ehe-
gatte/Lebenspartner mittelbar berechtigt, müssen beide Ehegatten/Lebenspartner die Einwil-
ligungserklärung abgeben. Die Einwilligung gilt auch ohne gesonderte Erklärung als erteilt, 
wenn 
- der Zulageberechtigte seinen Anbieter bevollmächtigt hat, für ihn den Zulageantrag zu 

stellen (Rz. 266), oder 
- dem Anbieter für das betreffende Beitragsjahr ein Zulageantrag vorliegt. 
Liegt eine solche Einwilligungsfiktion vor, ist ein Widerruf der Einwilligung nicht möglich. 
Eine Einwilligungsfiktion entfällt, wenn der Zulageberechtigte seine Bevollmächtigung nach 
§ 89 Abs. 1a EStG widerrufen bzw. seinen Zulageantrag zurückgenommen hat. Der Zulagebe-
rechtigte kann in diesen Fällen die Einwilligung zur Datenübermittlung nach § 10a Abs. 5 
EStG gesondert erteilen, wenn er eine Steuerermäßigung beanspruchen möchte. Wird der Zu-
lageantrag zurückgenommen und eine gesonderte Einwilligung nicht erteilt, ist ein bereits 
übermittelter Datensatz nach § 10a Abs. 5 EStG vom Anbieter zu stornieren.“ 
 
Rz. 95 wird wie folgt gefasst: 
„Ist nur ein Ehegatte/Lebenspartner nach § 10a Abs. 1 EStG unmittelbar begünstigt, kommt 
ein Sonderausgabenabzug bis zu der in § 10a Abs. 1 EStG genannten Höhe grundsätzlich nur 
für seine Altersvorsorgebeiträge sowie die ihm und dem mittelbar zulageberechtigten Ehe-
gatten/Lebenspartner zustehenden Zulagen in Betracht. Der Höchstbetrag erhöht sich um 
60 €, wenn der andere Ehegatte/Lebenspartner die Voraussetzungen der mittelbaren Zulage-
berechtigung (§ 79 Satz 2 EStG) erfüllt. Die vom mittelbar zulageberechtigten Ehegat-
ten/Lebenspartner zugunsten seines Altersvorsorgevertrags geleisteten Altersvorsorgebeiträge 
können beim Sonderausgabenabzug des unmittelbar zulageberechtigten Ehegat-
ten/Lebenspartners berücksichtigt werden, wenn der Höchstbetrag durch die vom unmittelbar 
Zulageberechtigten geleisteten Altersvorsorgebeiträge sowie die zu berücksichtigenden Zula-
gen nicht ausgeschöpft wird. Dabei sind die vom unmittelbar zulageberechtigten Ehegat-



 
Seite 6  ten/Lebenspartner geleisteten Altersvorsorgebeiträge vorrangig zu berücksichtigen, jedoch 

mindestens 60 € der vom mittelbar zulageberechtigten Ehegatten/Lebenspartner geleisteten 
Altersvorsorgebeiträge. Auf das Beispiel in Rz. 86 wird hingewiesen. Der mittelbar Begüns-
tigte hat gegenüber seinem Anbieter in die Datenübermittlung nach § 10a Abs. 2a 
Satz 1 EStG einzuwilligen (§ 10a Abs. 2a Satz 3 EStG), sofern die Einwilligung nicht als er-
teilt gilt (§ 10a Abs. 2a Satz 4 EStG).“ 
 
Rz. 148 wird wie folgt gefasst: 
„Beispiel: 
 
A hat am 1. Januar 2002 einen versicherungsförmigen Altersvorsorgevertrag abgeschlossen, 
auf den geförderte und ungeförderte Beiträge eingezahlt wurden. Im Jahr 2012 verstirbt A. 
Das Altersvorsorgevermögen wird auf den im Jahr 2012 abgeschlossenen Altersvorsorgever-
trag (Fondssparplan) seiner überlebenden Ehefrau B übertragen. 
 
Das übertragene geförderte Altersvorsorgevermögen wird nach § 3 Nr. 55c EStG steuerfrei 
gestellt, da die Leistungen, die auf dem geförderten Altersvorsorgevermögen beruhen, im 
Zeitpunkt der Übertragung zu steuerpflichtigen Einkünften nach § 22 Nr. 5 EStG führen wür-
den. Eine Steuerfreistellung des übertragenen ungeförderten Altersvorsorgevermögens erfolgt 
nicht, da die Leistungen bei einer unterstellten Auszahlung im Todesfall nach § 22 Nr. 5 
Satz 2 Buchstabe b EStG i. V. m. § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG in der am 31. Dezember 2004 gel-
tenden Fassung nicht der Besteuerung unterlegen hätten (kein Erlebensfall oder Rückkauf). 
 
Zwei Jahre nach der Übertragung des Altersvorsorgevermögens beginnt die Auszahlungs-
phase des Altersvorsorgevertrags von B. Das geförderte Kapital wird im Rahmen eines Aus-
zahlungsplans mit einer Teilkapitalverrentung ab dem 85. Lebensjahr ausgezahlt. Das un-
geförderte Kapital erhält B als Einmalauszahlung. 
 
 Gefördertes AV in € Ungefördertes AV in € 
Beiträge des A 23.012 10.460 
Zulagen des A 3.388  
Erträge des A 8.000 3.000 
Altersvorsorgevermögen zum Zeitpunkt 
der Kapitalübertragung wegen Todes 

34.400 13.460 

   
Nach § 3 Nr. 55c EStG gefördertes Al-
tersvorsorgevermögen (bisher nach an-
deren Vorschriften gefördert) 

34.400  

Bisher ungefördertes jetzt gefördertes 
Altersvorsorgevermögen 

- - 
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Altersvorsorgevermögen nach dem Zeit-
punkt der Kapitalübertragung 

34.400 13.460 

Erträge nach der Kapitalübertragung 1.400 550 
Tatsächliche Auszahlung 35.800 14.010 
 
Die Auszahlung des übertragenen geförderten Kapitals im Rahmen eines Auszahlungsplans 
mit einer Teilkapitalverrentung ab dem 85. Lebensjahr ist wegen der Steuerfreistellung nach 
§ 3 Nr. 55c EStG steuerpflichtig nach § 22 Nr. 5 Satz 1 EStG. Die Besteuerung der Einmal-
auszahlung aus dem übertragenen ungeförderten Kapital erfolgt nach § 22 Nr. 5 Satz 2 Buch-
stabe c EStG. Danach ist der steuerpflichtige Unterschiedsbetrag zwischen der Leistung und 
der Summe der auf sie entrichteten Beiträge wie folgt zu ermitteln: 14.010 € - 13.460 € = 
550 €. Die Anwendung des hälftigen Unterschiedsbetrags (§ 22 Nr. 5 Satz 2 Buch-
stabe c EStG) kommt nicht in Betracht, da die Laufzeit des Vertrags von B nur zwei Jahre 
betragen hat.“ 
 
Rz. 150 wird wie folgt gefasst: 
„Bei einer Übertragung eines vor dem 1. Januar 2005 abgeschlossenen, versicherungsförmi-
gen Altersvorsorgevertrags im Sinne der Rz. 145 ist § 3 Nr. 55c EStG anzuwenden, wenn die 
Leistungen bei einer unterstellten Auszahlung an den Zulageberechtigten im Zeitpunkt der 
Kapitalübertragung zu steuerpflichtigen Einkünften geführt hätten (§ 22 Nr. 5 Satz 2 Buch-
stabe b EStG i. V. m. § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fas-
sung). Für die Ermittlung des insoweit steuerfrei zu stellenden Betrags ist aus Vereinfa-
chungsgründen auf den Unterschiedsbetrag zwischen dem ungeförderten Teil des übertrage-
nen Altersvorsorgevermögens und der Summe der auf ihn entrichteten Beiträge statt auf die 
rechnungsmäßigen und außerrechnungsmäßigen Zinsen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG 
in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung abzustellen. Dies gilt auch, wenn die Über-
tragung von einem vor dem 1. Januar 2005 abgeschlossenen versicherungsförmigen Alters-
vorsorgevertrag auf einen vor dem 1. Januar 2005 abgeschlossenen versicherungsförmigen 
Altersvorsorgevertrag erfolgt. Die Sätze 2 und 3 sind auch bei Übertragungen im Sinne 
des § 3 Nr. 55a oder 55b EStG von einem versicherungsförmigen Altersvorsorgevertrag 
anzuwenden.“ 
 
Rz. 153 wird wie folgt gefasst: 
„Eine Kapitalübertragung im Sinne des § 3 Nr. 55c EStG löst grundsätzlich eine Vertragsän-
derung im Sinne der Rz. 67 ff. des BMF-Schreibens vom 1. Oktober 2009 (BStBl I S. 1172) 
sowie des BMF-Schreibens vom 6. März 2012 (BStBl I S. 238) aus. Die vertraglichen Ver-
einbarungen des aufnehmenden Vertrags (z. B. zum frühestmöglichen Beginn der Aus-
zahlungsphase) bleiben unberührt.“ 
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„Das im Wohneigentum gebundene steuerlich geförderte Altersvorsorgekapital wird nach 
§ 22 Nr. 5 EStG nachgelagert besteuert und zu diesem Zweck in einem vertragsbezogenen 
Wohnförderkonto erfasst (Altersvorsorgevertrag mit Wohnförderkonto). Das Wohnför-
derkonto wird unabhängig vom Zeitpunkt der Eröffnung durch die ZfA geführt. Im 
Wohnförderkonto hat die ZfA die geförderten Tilgungsbeiträge (vgl. Rz. 27 bis 30 und 32), 
die hierfür gewährten Zulagen sowie den entnommenen Altersvorsorge-Eigenheimbetrag zu 
erfassen. Die ZfA teilt dem Anbieter eines Altersvorsorgevertrags, zu dem sie ein Wohn-
förderkonto führt, jährlich den Stand des Wohnförderkontos mit.“ 
 
Rz. 162 wird wie folgt gefasst: 
„Die Tilgungsleistungen für ein zur wohnungswirtschaftlichen Verwendung in Anspruch ge-
nommenes Darlehen werden in das Wohnförderkonto eingestellt, wenn die ZfA die Steu-
erverstrickung dieser Tilgungsleistungen (§ 90 Abs. 2 Satz 6 EStG) dem Anbieter mitteilt. 
Die Zulagen für Tilgungsleistungen werden in das Wohnförderkonto eingestellt, wenn die 
ZfA die Auszahlung an den Anbieter zur Gutschrift auf den Altersvorsorgevertrag ver-
anlasst. Zulagen für Tilgungsleistungen, die erst nach der vollständigen Tilgung des Darle-
hens ausgezahlt werden, müssen vom Anbieter unmittelbar an den Zulageberechtigten weiter-
gereicht werden. Diese Zulagen werden im Wohnförderkonto erfasst. Zulagen für Tilgungs-
leistungen, die erst nach Beginn der Auszahlungsphase beantragt werden, müssen vom Anbie-
ter an den Anleger weitergereicht werden. Damit werden diese Zulagen nicht im Wohnför-
derkonto erfasst. Die dazugehörigen Tilgungsleistungen werden rückwirkend zum letzten 
Tag vor Beginn der Auszahlungsphase in das Wohnförderkonto eingestellt.“ 
 
Die bisherigen Rz. 163 und 164 werden zu den Rz. 165 und 166 und die Rz. 163 und 164 
werden wie folgt gefasst: 
„163 Beiträge, die nach § 82 Abs. 1 Satz 3 EStG als Tilgungsleistungen gelten (Rz. 29 und 

32), werden erst im Zeitpunkt der unmittelbaren Darlehenstilgung einschließlich der 
zur Tilgung eingesetzten Zulagen und Erträge in das Wohnförderkonto eingestellt 
(§ 92a Abs. 2 Satz 2 EStG). Die zur Tilgung eingesetzten ungeförderten Beiträge 
einschließlich der darauf entfallenden Erträge fließen dem Zulageberechtigten im 
Zeitpunkt der Ablösung des Vorfinanzierungsdarlehens zu; die Erträge unterlie-
gen der Besteuerung (Rz. 129 ff.). 

 
164 Wird vor dem Zeitpunkt der Darlehenstilgung die Selbstnutzung der geförderten 

Wohnung aufgegeben, werden die als Tilgungsleistungen behandelten Beiträge 
(§ 82 Abs. 1 Satz 3 EStG), die dafür gewährten Zulagen und die entsprechenden 
Erträge in das Wohnförderkonto aufgenommen und die Regelungen des 
§ 92a Abs. 3 EStG (vgl. Rz. 259) angewendet (§ 92a Abs. 3 Satz 8 EStG). Der An-
bieter hat im Zeitpunkt der unmittelbaren Darlehenstilgung die als Tilgungs-
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Altersvorsorgevermögens ist Rz. 184 Satz 1 entsprechend anzuwenden.“ 
 
Die bisherigen Rz. 165 bis 169 werden gestrichen. 
 
Rz. 172 wird wie folgt gefasst: 
„Der Anbieter hat die Einzahlung von Minderungsbeträgen der ZfA mitzuteilen. Der 
Zulageberechtigte kann die Einzahlung auch an einen anderen Anbieter leisten als an den, 
für dessen Altersvorsorgevertrag die ZfA das Wohnförderkonto führt. In diesem Fall hat 
der Zulageberechtigte dem Anbieter, an den die Einzahlung erfolgt, die Vertragsdaten des 
Altersvorsorgevertrags mit Wohnförderkonto mitzuteilen. Diese Daten hat der Anbieter 
im Rahmen seiner Datenübermittlung über die erfolgte Einzahlung der ZfA mitzuteilen. 
Die ZfA schließt das bisherige Wohnförderkonto und führt es ab dem Zeitpunkt der Ein-
zahlung für den Altersvorsorgevertrag weiter, auf dem die Einzahlung erfolgt ist. Die 
Schließung des Wohnförderkontos teilt sie dem Anbieter des bisherigen Vertrags mit 
Wohnförderkonto mit. Dies gilt entsprechend für Zahlungen nach § 92a Abs. 3 Satz 9 Nr. 2 
EStG (Einzahlung der in das Wohnförderkonto eingestellten Beträge bei Aufgabe der Selbst-
nutzung).“ 
 
Rz. 174 wird wie folgt gefasst: 
„Der Beginn der Auszahlungsphase ergibt sich grundsätzlich aus den vertraglichen Verein-
barungen. Er muss zwischen der Vollendung des 60. und des 68. Lebensjahres des Zulagebe-
rechtigten liegen (§ 92a Abs. 2 Satz 5 EStG). Der vereinbarte Zeitpunkt kann zwischen An-
bieter und Zulageberechtigtem einvernehmlich bis zu Beginn der Auszahlungsphase geändert 
werden. Soweit der Vertrag keine anders lautende Vereinbarung enthält, gilt als Beginn der 
Auszahlungsphase die Vollendung des 67. Lebensjahres.“ 
 
Rz. 176 wird wie folgt gefasst: 
„Anstelle der sukzessiven Besteuerung durch Verminderung des Wohnförderkontos kann der 
Steuerpflichtige die einmalige Besteuerung wählen. Hierfür kann er jederzeit in der Aus-
zahlungsphase verlangen, dass das Wohnförderkonto vollständig aufgelöst wird. Der Antrag 
ist bei der ZfA zu stellen. Im Fall eines wirksamen Antrags wird der Auflösungsbetrag (§ 92a 
Abs. 2 Satz 6 EStG) als der im Wohnförderkonto eingestellte Gesamtbetrag einschließlich des 
darin enthaltenen Erhöhungsbetrags zu 70 % der Besteuerung unterworfen (§ 22 Nr. 5 
Satz 5 EStG).“ 
 
Rz. 179 wird wie folgt gefasst: 
„Geht im Rahmen der Regelung von Scheidungsfolgen bzw. der Aufhebung der Lebenspart-
nerschaft der Eigentumsanteil des Zulageberechtigten an der geförderten Wohnung ganz oder 
teilweise auf den anderen Ehegatten/Lebenspartner über, geht auch das Wohnförderkonto in 
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den Eigentumsanteil entspricht, mit allen Rechten und Pflichten auf den anderen Ehegat-
ten/Lebenspartner über.“ 
 
Rz. 180 wird wie folgt gefasst: 
„Beispiel: 
 
Den Eheleuten A und B gehört die geförderte Wohnung (Einfamilienhaus) jeweils zu 50 %. 
Bei der Scheidung wird der Eigentumsanteil von A zur Hälfte auf B übertragen; A wohnt 
auch nach der Scheidung weiterhin neben B in dem Haus. A und B haben jeweils ein Wohn-
förderkonto mit einem Stand von je 50.000 € zum Zeitpunkt der Scheidung. Mit dem Über-
gang des Eigentumsanteils geht auch das hälftige Wohnförderkonto - 25.000 € - auf B über.“ 
 
Nach Rz. 181 wird folgende Rz. 181a eingefügt: 
„Die Rz. 179 bis 181 gelten entsprechend für Ehegatten/Lebenspartner, die im Zeitpunkt 
des Todes des Zulageberechtigten 
- nicht dauernd getrennt gelebt haben (§ 26 Abs. 1 EStG) und 
- ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union oder einem Staat hatten, auf den das Abkommen über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum anwendbar ist.“ 

 
Rz. 182 wird wie folgt gefasst: 
„Die ZfA stellt zu Beginn der vertraglich vereinbarten Auszahlungsphase oder, soweit kein 
Beginn der Auszahlungsphase vereinbart wurde, mit Vollendung des 67. Lebensjahres den 
Stand des Wohnförderkontos sowie den Verminderungsbetrag oder den Auflösungsbetrag 
(vgl. Rz. 176) von Amts wegen gesondert fest. Hierzu hat ihr der Anbieter zu Beginn der 
Auszahlungsphase den vertraglich vereinbarten Auszahlungszeitpunkt mittels amtlich vorge-
schriebenem Datensatz mitzuteilen.“ 
 
Rz. 188 wird wie folgt gefasst: 
„Nach § 22 Nr. 5 Satz 7 EStG hat der Anbieter beim erstmaligen Bezug von Leistungen sowie 
bei Änderung der im Kalenderjahr auszuzahlenden Leistungen dem Steuerpflichtigen nach 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck den Betrag der im abgelaufenen Kalenderjahr zugeflos-
senen Leistungen zu bescheinigen. In dieser Bescheinigung sind die Leistungen entsprechend 
den Grundsätzen in Rz. 134 bis 186 gesondert auszuweisen. Zusätzlich hat der Anbieter bis 
zum 1. März des Jahres, das auf das Jahr folgt, in dem eine Leistung nach § 22 Nr. 5 EStG 
einem Leistungsempfänger zugeflossen ist, unter Beachtung der im Bundessteuerblatt veröf-
fentlichten Auslegungsvorschriften der Finanzverwaltung eine Rentenbezugsmitteilung nach 
§ 22a EStG zu übermitteln (hierzu ausführlich: BMF-Schreiben vom 7. Dezember 2011, 
BStBl I S. 1223).“ 
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Rz. 189 wird wie folgt gefasst: 
„Wird bei einem Altersvorsorgevertrag nach Beginn der Auszahlungsphase noch eine Förde-
rung gewährt oder eine gewährte Förderung zurückgefordert, ist die Aufteilung der Leistung 
hinsichtlich des Beruhens auf geförderten/nicht geförderten Beiträgen neu vorzunehmen. Die 
Bescheinigung(en) nach § 22 Nr. 5 Satz 7 EStG sowie die Rentenbezugsmitteilung(en) nach 
§ 22a EStG sind ab Beginn der Auszahlungsphase zu korrigieren. Aus steuerrechtlicher Sicht 
bestehen keine Bedenken, wenn bei einer Rückforderung der Zulage nach Beginn der Aus-
zahlungsphase im Einvernehmen zwischen dem Zulageberechtigten und dem Anbieter auf 
eine Neuberechnung der (Gesamt-)Leistungshöhe verzichtet wird. In diesem Fall muss zwi-
schen beiden Einigkeit bestehen, dass die vom Anbieter an die ZfA zurückgezahlte Zulage 
vom Zulageberechtigten beim Anbieter durch eine entsprechende Einzahlung oder durch eine 
Verrechnung mit auszuzahlenden Leistungen ausgeglichen wird.“ 
 
Rz. 190 wird wie folgt gefasst: 
„Nach den Regelungen des AltZertG und des § 93 EStG darf gefördertes Altersvorsorgever-
mögen, auf das § 10a oder Abschnitt XI des EStG angewandt wurde, nur wie folgt ausge-
zahlt werden: 
 
frühestens 

• mit Vollendung des 62. Lebensjahres (bei vor dem 1. Januar 2012 abgeschlossenen 
Verträgen grundsätzlich mit Vollendung des 60. Lebensjahres - § 14 Abs. 2 AltZertG) 
oder 

• mit Beginn der Altersrente 
- aus der gesetzlichen Rentenversicherung 

oder 
- nach dem Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 
oder 

• mit Beginn einer Versorgung nach beamten- oder soldatenversorgungsrechtlichen Re-
gelungen wegen Erreichens der Altersgrenze 

 
in monatlichen Leistungen in Form 

• einer lebenslangen gleich bleibenden oder steigenden monatlichen Leibrente (§ 1 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 4 Buchstabe a AltZertG) 
oder 

• eines Auszahlungsplans mit gleich bleibenden oder steigenden Raten und unmittelbar 
anschließender lebenslanger Teilkapitalverrentung spätestens ab dem 85. Lebensjahr 
des Zulageberechtigten (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe a AltZertG) 
oder 
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lageberechtigten selbst genutzte Genossenschaftswohnung (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
Buchstabe b AltZertG) 
oder 

• einer zeitlich befristeten Verminderung des monatlichen Nutzungsentgelts für eine 
vom Zulageberechtigten selbst genutzte Genossenschaftswohnung mit einer anschlie-
ßenden Teilkapitalverrentung ab spätestens dem 85. Lebensjahr des Zulageberechtig-
ten (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe b AltZertG) 
oder 

• einer Hinterbliebenenrente (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AltZertG) 
oder 

• einer Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit oder Dienstunfähigkeit (§ 1 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 AltZertG) 

 
außerhalb der monatlichen Leistungen 

• in Form eines zusammengefassten Auszahlungsbetrags i. H. v. bis zu 
12 Monatsleistungen (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe a und b AltZertG; dies gilt 
auch bei einer Hinterbliebenen- oder Erwerbsminderungsrente) 
oder 

• die in der Auszahlungsphase anfallenden Zinsen und Erträge (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
Buchstabe a und b AltZertG); hierbei handelt es sich um die bereits erwirtschafteten 
Zinsen und Erträge 
oder 

• in Form einer Auszahlung zur Abfindung einer Kleinbetragsrente im Sinne des 
§ 93 Abs. 3 EStG (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe a und b AltZertG; dies gilt auch 
bei einer Hinterbliebenen- oder Erwerbsminderungsrente); vgl. Rz. 194 
oder 

• in Form einer einmaligen Teilkapitalauszahlung von bis zu 30 % des zu Beginn der 
Auszahlungsphase zur Verfügung stehenden Kapitals (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buch-
stabe a und b AltZertG) 
oder 

• wenn der Vertrag im Verlauf der Ansparphase gekündigt und das gebildete geförderte 
Kapital auf einen anderen auf den Namen des Zulageberechtigten lautenden Alters-
vorsorgevertrag übertragen wird (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 Buchstabe b AltZertG) 
oder 

• wenn im Fall der Aufgabe der Selbstnutzung der Genossenschaftswohnung, des Aus-
schlusses, des Ausscheidens des Mitglieds aus der Genossenschaft oder der Auflösung 
der Genossenschaft mindestens die eingezahlten Eigenbeiträge, Zulagen und die gut-
geschriebenen Erträge auf einen auf den Namen des Zulageberechtigten lautenden Al-
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oder 
• wenn im Fall der Verminderung des monatlichen Nutzungsentgelts für eine vom Zula-

geberechtigten selbst genutzte Genossenschaftswohnung der Vertrag bei Aufgabe der 
Selbstnutzung der Genossenschaftswohnung in der Auszahlungsphase gekündigt wird 
und das noch nicht verbrauchte Kapital auf einen anderen auf den Namen des Zula-
geberechtigten lautenden Altersvorsorgevertrag desselben oder eines anderen Anbie-
ters übertragen wird (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 AltZertG) 
oder 

• wenn im Fall des Versorgungsausgleichs aufgrund einer internen oder externen Tei-
lung nach den §§ 10 oder 14 VersAusglG gefördertes Altersvorsorgevermögen auf ei-
nen auf den Namen der ausgleichsberechtigten Person lautenden Altersvorsorge-
vertrag oder eine nach § 82 Abs. 2 EStG begünstigte betriebliche Altersversorgung 
(einschließlich der Versorgungsausgleichskasse nach dem Gesetz über die Versor-
gungsausgleichskasse) übertragen wird (§ 93 Abs. 1a Satz 1 EStG) 
oder 

• wenn im Fall des Todes des Zulageberechtigten das geförderte Altersvorsorgevermö-
gen auf einen auf den Namen des Ehegatten/Lebenspartners lautenden Altersvorsor-
gevertrag übertragen wird, wenn die Ehegatten/Lebenspartner im Zeitpunkt des Todes 
des Zulageberechtigten nicht dauernd getrennt gelebt haben (§ 26 Abs. 1 EStG) und 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem EU-/EWR-Staat hatten 
oder 

• im Verlauf der Ansparphase als Altersvorsorge-Eigenheimbetrag im Sinne des 
§ 92a EStG (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 Buchstabe c AltZertG).“ 

 
Rz. 194 wird wie folgt gefasst: 
„Eine Kleinbetragsrente nach § 93 Abs. 3 EStG liegt vor, wenn bei gleichmäßiger Verteilung 
des zu Beginn der Auszahlungsphase zur Verfügung stehenden geförderten Kapitals - ein-
schließlich einer eventuellen Teilkapitalauszahlung, jedoch ohne einen eventuellen Alters-
vorsorge-Eigenheimbetrag - über die gesamte Auszahlungsphase der Wert von 1 % der mo-
natlichen Bezugsgröße (West) nach § 18 SGB IV nicht überschritten wird. Die monatliche 
Bezugsgröße zum 1. Januar 2014 beträgt 2.765 €, so dass im Jahr 2014 eine Kleinbetragsrente 
bei einem monatlichen Rentenbetrag von nicht mehr als 27,65 € vorliegt. Das geförderte Al-
tersvorsorgevermögen von sämtlichen Verträgen bei einem Anbieter ist für die Berechnung 
zusammenzufassen.“ 
 
Rz. 203 wird wie folgt gefasst: 
„Die Entnahme des Teilkapitalbetrags von bis zu 30 % des zur Verfügung stehenden Kapitals 
aus dem Vertrag hat zu Beginn der Auszahlungsphase zu erfolgen. Eine Verteilung über meh-
rere Auszahlungszeitpunkte ist nicht möglich. Eine Kombination mit der Entnahme eines 
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die Einschränkung der Entnahmemöglichkeit im Hinblick auf die Mindestentnahme- 
bzw. Restbeträge nach § 92a Abs. 1 Satz 1 EStG beachtet wird.“ 
 
Nach Rz. 203 wird folgende Rz. 203a eingefügt: 
„Beispiel: 
 
Der Altersvorsorgevertrag des A enthält zu Beginn der Auszahlungsphase ein Altersvor-
sorgevermögen von 10.000 €, davon sind 7.000 € gefördert und 3.000 € ungefördert. 
Lässt sich A die maximal steuerunschädlich zulässige Teilkapitalauszahlung von 3.000 € 
(30 % von 10.000 €) auszahlen, kann er maximal 4.000 € als Altersvorsorge-
Eigenheimbetrag entnehmen, weil bei einer solchen Teilentnahme mindestens 3.000 € im 
Altersvorsorgevertrag verbleiben müssen.“ 
 
Rz. 204 wird wie folgt gefasst: 
„Soweit gefördertes Altersvorsorgevermögen, auf das § 10a oder Abschnitt XI des EStG 
angewandt wurde, nicht diesen gesetzlichen Regelungen entsprechend ausgezahlt wird, liegt 
eine schädliche Verwendung (§ 93 EStG) vor.“ 
 
Rz. 221 wird wie folgt gefasst: 
„Die als Einkünfte nach § 22 Nr. 5 Satz 3 EStG i. V. m. § 22 Nr. 5 Satz 2 EStG zu besteuern-
den Beträge muss der Anbieter gem. § 22 Nr. 5 Satz 7 EStG dem Zulageberechtigten be-
scheinigen und im Wege des Rentenbezugsmitteilungsverfahrens (§ 22a EStG) mitteilen (vgl. 
Rz. 188). Ergeben sich insoweit steuerpflichtige Einkünfte nach § 22 Nr. 5 Satz 3 EStG für 
einen anderen Leistungsempfänger (z. B. Erben), ist für diesen eine entsprechende Ren-
tenbezugsmitteilung der ZfA zu übermitteln.“ 
 
Rz. 233 wird wie folgt gefasst: 
„Das angesparte Kapital kann als Altersvorsorge-Eigenheimbetrag vollständig oder 
teilweise entnommen werden. Bei einer teilweisen Entnahme müssen mindestens 3.000 € 
Restkapital im Vertrag verbleiben. Der im Rahmen der Entnahme zu beachtende Rest-
betrag nach § 92a Abs. 1 Satz 1 EStG bezieht sich nur auf das nach § 10a/Abschnitt XI EStG 
geförderte Altersvorsorgevermögen einschließlich der erwirtschafteten Erträge, Wertsteige-
rungen und Zulagen. Der Mindestentnahmebetrag nach § 92a Abs. 1 Satz 1 EStG bezieht 
sich auf das gesamte geförderte und ungeförderte Altersvorsorgevermögen. Der Alters-
vorsorgevertrag darf vorsehen, dass nur eine vollständige Auszahlung des gebildeten Kapitals 
für eine Verwendung im Sinne des § 92a EStG verlangt werden kann. Nicht gefördertes Kapi-
tal kann unbegrenzt ausgezahlt werden, wenn der Vertrag dies zulässt; insoweit sind die in der 
Auszahlung enthaltenen Erträge im Rahmen des § 22 Nr. 5 Satz 2 EStG zu besteuern.“ 
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„Hat der Zulageberechtigte mehrere Altersvorsorgeverträge, kann er die Entnahmemöglich-
keit für jeden dieser Verträge nutzen. Dabei muss der Zeitpunkt der Entnahme aus den einzel-
nen Verträgen nicht identisch sein. Es ist auch eine mehrmalige Entnahme aus demselben 
Vertrag zulässig. Jede Entnahme muss jedoch unmittelbar mit einer wohnungswirtschaftli-
chen Verwendung nach § 92a Abs. 1 Satz 1 EStG zusammenhängen. Auch eine Entnahme in 
mehreren Teilbeträgen in Abhängigkeit vom Baufortschritt ist zulässig, solange die Ein-
schränkung der Entnahmemöglichkeit im Hinblick auf die Mindestentnahme- bzw. Restbe-
träge nach § 92a Abs. 1 Satz 1 EStG beachtet wird.“ 
 
Nach Rz. 236 wird folgende Rz. 236a eingefügt: 
„Bei der Ermittlung des Restkapitals im Zuge der Auszahlung ist auf den Stand des ge-
förderten Altersvorsorgevermögens zum Ablauf des Tages (Stichtag) abzustellen, an 
dem die ZfA den Bescheid über die Höhe der wohnungswirtschaftlichen Verwendung 
ausgestellt und den Anbieter darüber informiert hat (§ 92b Abs. 1 Satz 3 EStG).“ 
 
Die bisherige Rz. 237 wird zur Rz. 238, die bisherige Rz. 238 wird zur Rz. 272a (vgl. unten) 
und die Rz. 237 wird wie folgt gefasst: 
„Die Mindesthöhe für die Entnahme kann, soweit die Vertragsvereinbarungen dies zu-
lassen, auch durch die Entnahme aus mehreren Verträgen erreicht werden. Der Min-
destentnahmebetrag ist innerhalb von zwölf Monaten nach dem Zeitpunkt der erstmali-
gen Auszahlung zu entnehmen. Der Mindestbetrag ist auch bei einem Darlehen nach § 1 
Abs. 1a AltZertG zu beachten. Wird ein Darlehen nach § 1 Abs. 1a AltZertG in Höhe 
des Mindestbetrags für eine wohnungswirtschaftliche Verwendung nach § 92a EStG 
genutzt, dieses aber auch mit ungefördertem Vermögen getilgt (z. B. durch Tilgungsleis-
tungen oberhalb der Förderhöchstgrenze des § 10a EStG), ist dies unschädlich. Es ist 
ausreichend, wenn der Mindestbetrag für eine wohnungswirtschaftliche Verwendung 
insgesamt durch die Kombination aus Altersvorsorge-Eigenheimbeträgen und Darlehen 
nach § 1 Absatz 1a AltZertG erreicht wird.“ 
 
Nach Rz. 237 wird folgende Rz. 237a eingefügt: 
„Beispiel: 
 
Der barrierereduzierende Umbau des selbst genutzten Hauses von R kostet insgesamt 
20.000 Euro. R hat auf seinem Altersvorsorgevertrag bei Anbieter A bisher 15.000 Euro 
angespart. R beantragt im Januar 2014 unter Vorlage der notwendigen Nachweise die 
Entnahme der 15.000 Euro bei der ZfA. Gleichzeitig schließt er bei Anbieter B ein zerti-
fiziertes Darlehen zur Finanzierung der Umbaumaßnahmen über 5.000 Euro ab. Die 
ZfA bestätigt nach § 92b Absatz 1 Satz 3 EStG eine wohnungswirtschaftliche Verwen-
dung in Höhe von 20.000 Euro. Damit die Anbieter die Erfüllung der Voraussetzungen 
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ter B Nachweise zur Entnahme bei Anbieter A vorlegen.“ 
 
Rz. 239 wird wie folgt gefasst: 
„Ändert sich nach Erteilung des Bescheides über die Höhe der wohnungswirtschaftlichen 
Verwendung rückwirkend der Umfang der steuerlichen Förderung, gilt das nicht geförderte 
Kapital als zuerst entnommen (vgl. Rz. 226), soweit es nicht vom Anbieter für die Rückforde-
rung einer Zulage verwendet wurde. Das Wohnförderkonto ist entsprechend zu korrigieren.“ 
 
Rz. 240 wird gestrichen. 
 
Rz. 241 wird wie folgt gefasst: 
„Für den Altersvorsorge-Eigenheimbetrag sieht der Gesetzgeber drei verschiedene begüns-
tigte Verwendungsarten vor: 
1. bis zum Beginn der Auszahlungsphase unmittelbar für die Anschaffung oder Herstellung 

einer Wohnung oder zur Tilgung eines zu diesem Zweck aufgenommenen Darlehens, 
wenn das dafür entnommene Kapital mindestens 3.000 € beträgt (§ 92a Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 EStG), 

2. bis zum Beginn der Auszahlungsphase unmittelbar für den Erwerb von Pflicht-
Geschäftsanteilen an einer eingetragenen Genossenschaft für die Selbstnutzung einer 
Genossenschaftswohnung oder zur Tilgung eines zu diesem Zweck aufgenommenen 
Darlehens, wenn das dafür entnommene Kapital mindestens 3.000 € beträgt (§ 92a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG), oder 

3. bis zum Beginn der Auszahlungsphase für die Finanzierung von Umbaumaßnahmen 
zur Reduzierung von Barrieren in oder an einer Wohnung; zu den weiteren Voraus-
setzungen wird auf die Rz. 247a ff. verwiesen (§ 92a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 EStG). 

Andere begünstigte Verwendungsarten sieht das Gesetz nicht vor.“ 
 
Nach Rz. 242 wird folgende Rz. 242a eingefügt: 
„Wird die Wohnung nach dem Anschaffungszeitpunkt zunächst durch einen Dritten/-
Mieter genutzt, kann von einer wohnungswirtschaftlichen Verwendung ab Beginn der 
Selbstnutzung durch den Zulageberechtigten ausgegangen werden, wenn 
- der Zulageberechtigte innerhalb eines Monats nach der Anschaffung der Wohnung 

die beabsichtigte Selbstnutzung durch eine schriftliche Kündigung des Mietverhält-
nisses zum nächstmöglichen Zeitpunkt nachweist und 

- die Selbstnutzung des Zulageberechtigten innerhalb von sechs Monaten nach Auszug 
des Dritten/Mieters aufgenommen wird. 

Andernfalls ist keine Unmittelbarkeit gegeben.“ 
 
Rz. 243 wird wie folgt gefasst: 
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lageberechtigten spätestens zehn Monate vor dem Beginn der Auszahlungsphase bei der 
ZfA zu stellen. Der Zulageberechtigte kann den Anbieter hierzu bevollmächtigen. Im Rahmen 
eines einheitlichen Vertrags nach § 1 Abs. 1a AltZertG ist nicht zu beanstanden, wenn der 
Anbieter die für die Prüfung der Entnahmevoraussetzungen erforderlichen Daten an die ZfA 
übermittelt und das Vorliegen der den Daten zugrunde liegenden Nachweise bestätigt.“ 
 
Rz. 244 wird wie folgt gefasst: 
„Der Altersvorsorge-Eigenheimbetrag kann auch zur vollständigen oder teilweisen Ablö-
sung eines für die Finanzierung der Anschaffungs-/ Herstellungskosten der selbst genutz-
ten Wohnung oder für den Erwerb von Pflicht-Geschäftsanteilen an einer eingetragenen 
Genossenschaft eingesetzten Darlehens (Entschuldung) verwendet werden. Diese Ent-
schuldung ist eine wohnungswirtschaftliche Verwendung im Sinne des § 92a 
Abs. 1 EStG. Auf den Anschaffungs-/Herstellungszeitpunkt der Wohnung kommt es inso-
weit nicht an. Von einer Finanzierung von Anschaffungs- und Herstellungskosten einer selbst 
genutzten Wohnung kann insoweit ausgegangen werden, als das ursprüngliche Darlehen im 
zeitlichen Kontext (Zeitraum von drei Jahren vor und nach der Anschaffung bzw. Herstel-
lung) aufgenommen wurde. Eine Entschuldung im Sinne des § 92a Abs. 1 EStG liegt auch 
dann vor, wenn das abzulösende Darlehen unmittelbar und ausschließlich zur Umschul-
dung des ursprünglichen Anschaffungs- oder Herstellungsdarlehens diente. Dies gilt 
auch bei mehrfacher Umschuldung des ursprünglichen Darlehens. Soweit das Darlehen 
zur Finanzierung von Modernisierungs- bzw. Renovierungsaufwendungen aufgenommen 
wurde, auch wenn es sich um Umbaumaßnahmen im Sinne des § 92a Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 EStG handelt, und keine anschaffungsnahen Herstellungskosten vorliegen, ist die Ent-
nahme von gefördertem Kapital zur Entschuldung dieses Teils des Darlehens eine schädliche 
Verwendung. Im Zeitpunkt der Entschuldung muss eine Selbstnutzung vorliegen, eine 
vorangegangene Vermietung ist unerheblich. Rz. 243 Satz 1 und 2 gilt entsprechend.“ 
 
Rz. 245 wird wie folgt geändert: 
„Eine weitere begünstigte Verwendung für den Altersvorsorge-Eigenheimbetrag ist - bis zum 
Beginn der Auszahlungsphase - der Erwerb von Geschäftsanteilen (Pflichtanteilen) an einer 
eingetragenen Genossenschaft für die Selbstnutzung einer Genossenschaftswohnung (§ 92a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG). Der Pflichtanteil ist der Anteil, den der Zulageberechtigte erwer-
ben muss, um eine Genossenschaftswohnung selbst beziehen zu können. Hiervon abzugren-
zen ist der Erwerb von weiteren Geschäftsanteilen an einer eingetragenen Genossenschaft.“ 
 
Rz. 246 wird wie folgt geändert: 
„Die Wohnungsgenossenschaft muss in diesen Fällen nicht die im AltZertG genannten Vo-
raussetzungen für das Anbieten von Altersvorsorgeverträgen erfüllen, da eine entsprechende 
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um eine in das Genossenschaftsregister eingetragene Genossenschaft handelt.“ 
 
Nach Rz. 247 wird folgender Abschnitt d) eingefügt: 
 

„d) Umbau einer Wohnung 
 
247a Der Altersvorsorge-Eigenheimbetrag kann auch für die Finanzierung eines bar-

rierereduzierenden Umbaus einer Wohnung verwendet werden (§ 92a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 EStG). Das für diesen Umbau entnommene Kapital muss mindestens 
6.000 € betragen, wenn die Umbaumaßnahmen innerhalb eines Zeitraums von 
drei Jahren nach der Anschaffung oder Herstellung der Wohnung vorgenommen 
werden. Im Hinblick auf den Mindestentnahmebetrag ist es ausreichend, wenn 
die Maßnahmen innerhalb dieses Zeitraumes begonnen werden. Werden die be-
günstigten Maßnahmen nach diesem Zeitraum aufgenommen, muss das ent-
nommene Kapital mindestens 20.000 € betragen. 

 
247b Das für den Umbau entnommene Kapital muss mindestens zu 50 % für Maßnah-

men verwendet werden, die den Vorgaben der DIN 18040 Teil 2, Ausgabe Sep-
tember 2011, entsprechen, soweit baustrukturell möglich. Der verbleibende Teil 
des entnommenen Kapitals ist für die Reduzierung von Barrieren in oder an der 
Wohnung zu verwenden. Die technischen Mindestanforderungen für die Redu-
zierung von Barrieren in oder an der Wohnung nach § 92a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
Buchstabe b EStG werden im Bundesbaublatt veröffentlicht. 

 
247c Der Zulageberechtigte hat die zweckgerechte Verwendung durch einen Sachver-

ständigen bestätigen zu lassen. Als Sachverständige sind hierfür neben den nach 
Landesrecht Bauvorlageberechtigten (z. B. Architekten und Bauingenieure) auch 
nach § 91 Abs. 1 Nr. 8 der Handwerksordnung öffentlich bestellte und vereidigte 
Sachverständige zugelassen. Voraussetzung ist, dass die Sachverständigen für ein 
Sachgebiet bestellt sind, das die Barrierefreiheit und Barrierereduzierung in 
Wohngebäuden umfasst. Des Weiteren müssen sie eine besondere Sachkunde o-
der ergänzende Fortbildung auf diesem Gebiet nachweisen. Die Kosten für die 
Bestätigung des Sachverständigen gehören zu den förderunschädlich entnehmba-
ren Beträgen. 

 
247d Der Zulageberechtigte hat schriftlich zu bestätigen, dass weder er selbst noch ein 

Mitnutzer der Wohnung für die Umbaukosten 
- eine Förderung durch Zuschüsse oder 
- eine Steuerermäßigung nach § 35a EStG oder 
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beantragt hat oder beantragen wird. Diese Bestätigung ist bei der Antragstellung 
(vgl. Rz. 243) gegenüber der ZfA abzugeben. Wird zur Finanzierung des Umbaus 
ein Darlehen im Rahmen eines Altersvorsorgevertrags nach § 1 Abs. 1a AltZertG 
aufgenommen, hat der Zulageberechtigte diese Bestätigung gegenüber seinem 
Anbieter abzugeben. Zu den jeweiligen Umbaukosten gehören neben den Materi-
alkosten auch die anteiligen Lohnkosten für die entsprechende Maßnahme. Für 
darüber hinaus gehende Umbaukosten, für die keine Entnahme nach § 92a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 EStG erfolgt und für die kein Darlehen nach § 1 Abs. 1a AltZertG in 
Anspruch genommen wird, gelten keine Beschränkungen. 

 
247e Rz. 243 sowie Rz. 254 gelten entsprechend.“ 
 
Rz. 250 wird wie folgt gefasst: 
„Im Fall der Entschuldung gilt Rz. 249 sinngemäß mit der Maßgabe, dass der Entnahmebe-
trag auf die Höhe der auf den Miteigentumsanteil entfallenden originären Anschaffungs-
/Herstellungskosten beschränkt ist. Sind Ehegatten/Lebenspartner gesamtschuldnerische Dar-
lehensnehmer, kann der Zulageberechtigte das Darlehen bis zur Höhe seiner anteiligen origi-
nären Anschaffungs-/Herstellungskosten ablösen. Wurden mit dem umzuschuldenden 
Darlehen sowohl Anschaffungs-/Herstellungskosten der begünstigten Wohnung als auch 
andere Kosten finanziert, kann der Zulageberechtigte das Darlehen bis zur Höhe seiner 
anteiligen originären Anschaffungs-/Herstellungskosten ablösen.“ 
 
Nach Rz. 255 wird folgende Rz. 255a eingefügt: 
„Sofern der Zulageberechtigte die Anschaffungs- oder Herstellungskosten einer Woh-
nung ganz oder teilweise unmittelbar durch ein Darlehen finanziert, liegt eine woh-
nungswirtschaftliche Verwendung ab dem Beginn der Darlehensauszahlung vor, 
- wenn die Selbstnutzung des Zulageberechtigten innerhalb von sechs Monaten nach 

dem Anschaffungs- oder Herstellungszeitpunkt aufgenommen wird und 
- die Wohnung zwischenzeitlich nicht von einem Dritten/Mieter genutzt wird.“ 
 
Rz. 258 wird wie folgt gefasst: 
„Sofern das Wohnförderkonto noch nicht vollständig zurückgeführt ist oder es bei einer Ein-
malbesteuerung des Wohnförderkontos zu einer Nachversteuerungspflicht nach § 22 Nr. 5 
Satz 6 EStG kommt, hat der Zulageberechtigte dem Anbieter des Altersvorsorgevertrags 
mit Wohnförderkonto unverzüglich den Zeitpunkt der Aufgabe der Selbstnutzung oder des 
Eigentumsübergangs mitzuteilen. Der Anbieter hat dies der ZfA nach amtlich vorge-
schriebenem Datensatz anzuzeigen. Erfolgt die Aufgabe der Selbstnutzung in der Aus-
zahlungsphase, so hat der Zulageberechtigte die ZfA zu informieren. Im Fall des Todes des 
Zulageberechtigten besteht diese Mitteilungspflicht für den Rechtsnachfolger.“ 
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Rz. 259 wird wie folgt gefasst: 
„Eine Auflösung des Wohnförderkontos in den Fällen der Rz. 257 unterbleibt, 

a) wenn der Zulageberechtigte einen Betrag in Höhe des Stands des Wohnförderkontos 
innerhalb von zwei Jahren vor dem Veranlagungszeitraum und von fünf Jahren nach 
Ablauf des Veranlagungszeitraums, in dem die Nutzung zu eigenen Wohnzwecken aufge-
geben wurde, für eine weitere förderbare Wohnung verwendet (§ 92a Abs. 3 Satz 9 
Nr. 1 EStG). In diesem Fall hat der Zulageberechtigte dem Anbieter des Altersvorsorge-
vertrags mit Wohnförderkonto, in der Auszahlungsphase der ZfA, seine Absicht mit-
zuteilen, in eine weitere selbst genutzte Wohnung zu investieren. Übersteigt der Stand des 
Wohnförderkontos die auf den Eigentumsanteil des Zulageberechtigten entfallenden An-
schaffungs- oder Herstellungskosten für die weitere Wohnung, erfolgt zum Zeitpunkt der 
Reinvestition die Teilauflösung und Besteuerung des den reinvestierten Betrag über-
steigenden Anteils des Wohnförderkontos. Buchstabe b gilt entsprechend. Gibt er die 
Reinvestitionsabsicht auf, hat er dies seinem Anbieter, in der Auszahlungsphase der 
ZfA, mitzuteilen. Zu diesem Zeitpunkt erfolgt die Auflösung des Wohnförderkontos und 
Besteuerung des Auflösungsbetrags; 
b) wenn der Zulageberechtigte innerhalb eines Jahres nach Ablauf des Veranlagungszeit-
raums, in dem die Nutzung zu eigenen Wohnzwecken aufgegeben wurde, einen Betrag in 
Höhe des Stands des Wohnförderkontos auf einen auf seinen Namen lautenden Altersvor-
sorgevertrag zahlt (§ 92a Abs. 3 Satz 9 Nr. 2 EStG). In diesem Fall hat der Zulageberech-
tigte dem Anbieter seine Absicht mitzuteilen, in einen Altersvorsorgevertrag zu investie-
ren. In der Auszahlungsphase hat er die ZfA zu informieren. Erfolgt die Einzahlung 
nicht auf den Altersvorsorgevertrag mit Wohnförderkonto, hat der Zulageberechtigte 
dem Anbieter, bei dem die Einzahlung erfolgt, die Vertragsdaten des Altersvorsorgever-
trags mit Wohnförderkonto mitzuteilen. Diese Daten hat der Anbieter im Rahmen sei-
ner Datenübermittlung über die erfolgte Einzahlung der ZfA mitzuteilen. Ist der re-
investierte Betrag geringer als der Stand des Wohnförderkontos, erfolgt zum Zeitpunkt der 
Reinvestition die Teilauflösung und Besteuerung des den reinvestierten Betrag über-
steigenden Anteils des Wohnförderkontos. Gibt der Zulageberechtigte die Reinvestiti-
onsabsicht auf, hat er dies seinem Anbieter, in der Auszahlungsphase der ZfA, mitzu-
teilen. Zu diesem Zeitpunkt erfolgt die Auflösung des Wohnförderkontos und Besteue-
rung des Auflösungsbetrags; 
c) solange die Ehewohnung aufgrund einer richterlichen Entscheidung nach 
§ 1361b BGB oder nach der Verordnung über die Behandlung der Ehewohnung und des 
Hausrats dem Ehegatten/Lebenspartner des Zulageberechtigten zugewiesen und von die-
sem selbst genutzt wird (§ 92a Abs. 3 Satz 9 Nr. 3 EStG). Hierbei wird das Wohnförder-
konto grundsätzlich für den Zulageberechtigten weitergeführt; 
d) wenn der Zulageberechtigte krankheits- oder pflegebedingt die Wohnung nicht mehr 
bewohnt, sofern er Eigentümer dieser Wohnung bleibt, sie ihm weiterhin zur Selbstnut-
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ten/Lebenspartners, genutzt wird (§ 92a Abs. 3 Satz 9 Nr. 4 EStG); 
e) auf Antrag des Zulageberechtigten bei der ZfA, wenn er die eigene Wohnung auf-
grund eines beruflich bedingten Umzugs für die Dauer der beruflich bedingten Abwesen-
heit nicht mehr selbst nutzt und beabsichtigt, die Selbstnutzung wieder aufzunehmen. Ein 
beruflich bedingter Umzug liegt auch dann vor, wenn die Ursache des Umzugs in den Be-
rufsbereich des Ehegatten/Lebenspartners des Zulageberechtigten fällt; die Zulagebe-
rechtigung dieses Ehegatten/Lebenspartners ist unerheblich. Die Selbstnutzung muss bei 
Beendigung der beruflich bedingten Abwesenheit, spätestens mit der Vollendung des 
67. Lebensjahres des Zulageberechtigten wieder aufgenommen werden. Wird während der 
beruflich bedingten Abwesenheit mit einer anderen Person ein Nutzungsrecht vereinbart, 
muss die Vereinbarung von vorneherein entsprechend befristet werden (§ 92a 
Abs. 4 EStG). Gibt der Zulageberechtigte seine Absicht, die Selbstnutzung wieder aufzu-
nehmen, auf oder hat er die Selbstnutzung bis zur Vollendung seines 67. Lebensjahres 
nicht wieder aufgenommen, erfolgt die Auflösung des Wohnförderkontos und Besteue-
rung des Auflösungsbetrags; es sei denn, es handelt sich um einen Fall der Buchstaben a 
bis d. Dies gilt auch für den Fall, dass die Selbstnutzung nach einem Wegfall der berufs-
bedingten Abwesenheitsgründe nicht wieder aufgenommen wird. 

In den Fällen des Buchstaben c und des § 92a Abs. 2a EStG tritt der andere, geschiedene, 
frühere oder überlebende Ehegatten/Lebenspartner für die Anwendung der Regelungen 
des § 92a EStG an die Stelle des Zulageberechtigten.“ 
 
Rz. 260 wird wie folgt gefasst: 
„Geförderte Beiträge, 
- die nach § 82 Abs. 1 Satz 3 EStG wie Tilgungsleistungen behandelt wurden, weil sie 

zugunsten eines Altersvorsorgevertrags im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 1 Nr. 3 AltZertG 
erbracht und zur Tilgung eines im Rahmen des Altersvorsorgevertrags 
abgeschlossenen Darlehens abgetreten wurden, 

- die aber noch nicht in das Wohnförderkonto eingestellt wurden, weil die unmittelbare 
Darlehenstilgung noch nicht erfolgt ist, 

sind einschließlich der darauf entfallenden Zulagen und Erträge in ein Wohnförderkonto 
aufzunehmen, wenn der Zulageberechtigte die Selbstnutzung der geförderten Wohnung nicht 
nur vorübergehend oder das Eigentum an der Wohnung vollständig aufgibt. Rz. 257 und 259 
gelten entsprechend. Von einer Zahlung des Zulageberechtigten im Sinne der Rz. 259 
Buchstabe b ist in diesem Zusammenhang auszugehen, wenn der Zulageberechtigte und 
der Anbieter innerhalb eines Jahres nach Ablauf des Veranlagungszeitraums, in dem die 
Nutzung zu eigenen Wohnzwecken aufgegeben wurde, eine Trennung des Altersvorsor-
gevertrags nach § 1 Abs. 1a Satz 1 Nr. 3 AltZertG in einen Altersvorsorgevertrag nach 
§ 1 Abs. 1a Satz 1 Nr. 2 AltZertG und ein nicht zertifiziertes Darlehen vereinbaren 
(Trennungsvereinbarung). Wurde für diese Beiträge noch keine Förderung gewährt, 
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dem Zeitpunkt zu, zu dem die Tilgungsleistungen nach § 82 Abs. 1 Satz 3 EStG in das 
Wohnförderkonto eingestellt werden. Dies gilt auch im Fall des Todes des Zulageberech-
tigten. Der Anbieter hat dies der ZfA nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz anzuzeigen, 
sobald er davon Kenntnis erlangt (vgl. Rz. 258).“ 
 
Nach Rz. 260 wird folgende Rz. 260a eingefügt: 
„Im Beitragsjahr der Aufgabe der Selbstnutzung gelten auch die nach der Aufgabe der 
Selbstnutzung geleisteten Beiträge oder Tilgungsleistungen als Altersvorsorgebeiträge. 
Im Beitragsjahr einer Reinvestition in eine weitere begünstigte Wohnung (§ 92a Abs. 3 
Satz 9 Nr. 1 EStG) gelten auch die vor der Reinvestition geleisteten Beiträge oder Til-
gungsleistungen als Altersvorsorgebeiträge.“ 
 
Rz. 271 wird wie folgt gefasst: 
„Erfolgt nach einem durchgeführten Versorgungsausgleich eine Rückforderung zu Unrecht 
gezahlter Zulagen, fordert die ZfA diese Zulagen vom Zulageberechtigten zurück, soweit 
- das Guthaben auf dem Vertrag des Zulageberechtigten zur Zahlung des Rückforderungs-

betrags nach § 90 Abs. 3 Satz 1 EStG nicht ausreicht und 
- im Rückforderungsbetrag ein Zulagebetrag enthalten ist, der in der Ehe-/Lebenspartner-

schaftszeit ausgezahlt wurde. 
In diesen Fällen setzt die ZfA den Rückforderungsbetrag, ggf. unter Anrechnung bereits vom 
Anbieter einbehaltener und abgeführter Beträge, gegenüber dem Zulageberechtigten fest.“ 
 
Die neue Rz. 272a wird wie folgt gefasst: 
„Beispiel: 
 
A hat im Jahr 2013 Altersvorsorgebeiträge in Höhe von 1.946 € auf seinen Altersvorsorgever-
trag eingezahlt. Für die Beiträge des Jahres 2013 werden dem Vertrag am 
31. Dezember 2013 38 € an Erträgen gutgeschrieben. Anfang des Jahres 2014 erhält er für 
die Altersvorsorgebeiträge des Jahres 2013 154 € Zulage. Das Kapital in seinem Altersvor-
sorgevertrag beträgt mit den in den Vorjahren angesparten Beträgen insgesamt 12.154 €, da-
von sind 12.154 € gefördert und 0 € ungefördert. Weitere Beiträge zahlt er nicht ein. 
 
Mitte des Jahres 2014 entnimmt er 100 % des geförderten Vermögens als Altersvorsorge-
Eigenheimbetrag. Es werden 12.154 € ins Wohnförderkonto eingestellt. Die Geschäftsbezie-
hung im Hinblick auf diesen Altersvorsorgevertrag zwischen dem Zulageberechtigten und 
dem Anbieter endet. 
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hatte. Sie fordert die Zulage in Höhe von 154 € unmittelbar vom Anleger zurück und teilt 
dem Anbieter das geänderte Ermittlungsergebnis mit. 
 
Rückwirkend zum Zeitpunkt der Entnahme betrachtet, entfallen vom Altersvorsorge-Eigen-
heimbetrag (12.154 - 1.946 - 154 - 38 =) 10.016 € auf gefördertes Altersvorsorgevermögen. 
Das Wohnförderkonto wird von der ZfA nach der Übermittlung der geänderten Meldung 
zur Auszahlung des Altersvorsorge-Eigenheimbetrags auf 10.016 € korrigiert. 
 
Zu beachten ist, dass die in dem nunmehr ungeförderten Vermögen enthaltenen Erträge 
nach § 22 Nr. 5 Satz 2 EStG zum Zeitpunkt der Entnahme zu versteuern sind.“ 
 
Rz. 282 wird wie folgt gefasst: 
‚Soweit kein Fall des § 92 Satz 2 EStG vorliegt, besteht die jährliche Bescheinigungspflicht 
nach § 92 EStG (Rz. 280) für den Anbieter auch dann, wenn die Geschäftsbeziehung zwi-
schen dem Anbieter und dem Zulageberechtigten im Hinblick auf den jeweiligen Altersvor-
sorgevertrag wegen vollständiger Kapitalentnahme oder nach vollständiger Darlehenstil-
gung beendet wurde. Soweit sich jedoch diese Bescheinigungspflicht allein aus der Mit-
teilung der ZfA zum Stand des Wohnförderkontos ergibt (vgl. Rz. 161), bedarf es keiner 
jährlichen Bescheinigung, wenn der Anbieter dem Zulageberechtigten in einer Beschei-
nigung nach § 92 EStG Folgendes mitgeteilt hat: „Das Wohnförderkonto erhöht sich bis 
zum Beginn der Auszahlungsphase jährlich um zwei Prozent, solange Sie keine Zahlun-
gen zur Minderung des Wohnförderkontos leisten.“‘ 
 
Rz. 406 wird wie folgt gefasst: 
„Nach § 20 LPartG findet, wenn eine Lebenspartnerschaft aufgehoben wird, in entsprechen-
der Anwendung des VersAusglG mit Ausnahme der §§ 32 bis 38 VersAusglG ein Ausgleich 
von im In- oder Ausland bestehenden Anrechten (§ 2 Abs. 1 VersAusglG) statt, soweit sie in 
der Lebenspartnerschaftszeit begründet oder aufrechterhalten worden sind. Schließen die Le-
benspartner in einem Lebenspartnerschaftsvertrag (§ 7 LPartG) Vereinbarungen über den 
Versorgungsausgleich, so sind die §§ 6 bis 8 VersAusglG entsprechend anzuwenden. Die 
Ausführungen zum VersAusglG gelten dementsprechend auch in diesen Fällen. An die Stelle 
der Ehezeit nach § 3 Abs. 1 VersAusglG tritt insoweit die Lebenspartnerschaftszeit (§ 20 
Abs. 2 LPartG).“ 
 
Rz. 425 wird wie folgt gefasst: 
„Wird aufgrund einer internen Teilung nach § 10 VersAusglG oder einer externen Tei-
lung nach § 14 VersAusglG ausschließlich ungefördertes Altersvorsorgevermögen übertra-
gen, stellt dies eine mit einer Übertragung im Sinne des § 93 Abs. 1a EStG vergleichbare 
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Abs. 1a EStG geregelten Rechtsfolgen und Mitteilungsgründe treten aber nicht ein.“ 
 
Abweichend von Rz. 439 sind die Rz. 219 und 220 erst ab 1. Januar 2013 anzuwenden. 
 
Dieses Schreiben ist mit Wirkung ab 1. Januar 2014 anzuwenden. Abweichend hiervon ist die 
Neufassung der Rz. 425 bereits ab 1. Juli 2013 anzuwenden. 
 
Im Auftrag 
 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 

 


